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Mustervereinbarung interkantonaler Zusammenarbeit mittels 
Kauf von Leistungen bei einer externen Stelle (Auslagerung)

A
Einleitende Bemerkungen zur Mustervorlage

Diese Vorlage ist zu wählen, wenn die Kantone beabsichtigen, eine Aufgabe nicht selber zu erbringen, sondern diese gemeinsam bei einer privaten Fachstelle einzukaufen (d.h. die Aufgabe gemeinsam auslagern). Die Vorlage kann auch bei der Auslagerung nur durch einen Kanton herangezogen und entsprechend angepasst werden.

Das Anwendungsfeld für diese Art von Leistungskäufen ist schier unermesslich. Entsprechend problematisch ist eine Standardisierung der Vereinbarungen. Das vorliegende Muster kann daher nur ausnahmsweise 1:1 als Grundlage dienen. In jedem Fall dient es aber als Ausgangslage und Gedankenstütze bei der Erarbeitung.

Gleichzeitig ist bei einer Auslagerung aber vorab immer zu prüfen, ob dazu eine genügende gesetzliche Grundlage besteht, ob die Auslagerung dem öffentlichen Interesse entspricht und ob sie verhältnismässig ist.

Die Ausführungen zu den Überschriften und Ziffern in der Mustervorlage sind Erläuterungen und nicht mögliche Textversionen. 

Die Mustervorlage macht keine Aussagen zur Frage, von welchem Organ die Vereinbarung je innerkantonal zu genehmigen ist. Es ist dies eine Frage des innerkantonalen Rechts und kann von den Kantonen unterschiedlich beantwortet werden (von einer departementalen Genehmigung über einen Regierungsratsbeschluss zum Parlaments- oder gar Volksentscheid). 

Beispiele von Leistungskäufen:

· Rahmenvereinbarung betreffend interkantonale Häftlingstransporte in der Schweiz (Vertrag zwischen dem Bund und den Kantonen (KKJPD) sowie der Arbeitsgemeinschaft SBB/Securitas.

· Vereinbarung betreffend die Führung einer Beratungsstelle für Heilpädagogische Früherziehung für die Kantone Obwalden und Nidwalden
· Leistungsvereinbarung betreffend die Erbringung von Dienstleistungen aus dem Bereich internationale Adoptionen durch die Schw. Fachstelle für Adoption zu Gunsten der Vertragskantone
· Vereinbarung zwischen den Energiefachstellen der Kantone UR, SZ, OW, NW, ZG und LU und Georg Furter betreffend Bildung und Betrieb eine Energieberatungszentrale Zentralschweiz

· Leistungsvereinbarung zwischen den Kantonen LU, UR, SZ, OW, NW und ZG sowie der Luzern Tourismus AG betreffend Service public des Dienstleistungszentrums Luzern-Tourismus
B
Mustervorlage

Titel

Die neue Bundesverfassung hat die Terminologie für interkantonale Vereinbarungen (gemäss alter BV Konkordate, Verkommnisse, Verträge oder Vereinbarungen) auf den Begriff "Verträge zwischen den Kantonen" vereinheitlicht. In der neueren interkantonalen Praxis sollten nur mehr die Begriffe "interkantonale Vereinbarung" (Oberbegriff), "Vertrag" (rechtsetzenden und/oder rechtsgeschäftlichen Inhalts), "Verwaltungsvereinbarung" (vorwiegend bei Leistungskäufen) und "Leistungsvereinbarung" (mit Dritten) verwendet werden. Die Namen der Kantone (vertragschliessende Parteien) gehören in der Regel nicht in den Titel sondern in die Präambel.
Verträge mit Dritten werden üblicherweise mit „Leistungsvereinbarung“ bezeichnet.

Präambel
Fakultativ. Die Präambel bietet die Möglichkeit, in einer einleitenden Erwägung festzuhalten, aus welcher Motivation heraus die Parteien einen Vertrag schliessen und welche Absicht sie verfolgen. Sie kann später als Auslegungshilfe dienen.

Im Sinne einer Einleitung sollte der Vertrag mindestens die Parteien festhalten und bezeichnen, gestützt worauf sie den Vertrag schliessen. (z.B. Der Kanton xy, gestützt auf Art. nn des Gesetzes über ..., und der Kanton wz, gestützt auf Art. nn des Gesetzes über ..., sowie die Firma Z, vereinbaren: ) 

1. 
Allgemeine Bestimmungen

1.1
Gegenstand / Zweck der Vereinbarung

Umschreibung des Zweckes der Vereinbarung; was ist der Inhalt, was will man regeln. 

1.2
Geltungsbereich

Eventuell ist es angezeigt, neben dem Zweck zusätzlich den Geltungsbereich der Vereinbarung zu definieren; (sachlicher, persönlicher, räumlicher, zeitlicher Geltungsbereich).

1.3
Grundlagen

Aufzählung, gestützt auf welche rechtlichen Grundlagen sich diese Leistungsvereinbarung stützt. Dient ebenso der Bestimmung des Zweckes und der Eingrenzung des Geltungsbereiches.

1.4
Begriffsbestimmungen

Sofern die Vereinbarung zu definierende Begriffe verwendet oder einführt, sind diese mit Vorteil vorab aufzuführen. 

2.
Auslagerung

Die Vielfalt an Auslagerungsmöglichkeiten ist enorm. Entsprechend schwierig oder gar ausgeschlossen ist eine Standardisierung. Ziel dieses gesamten 2. Abschnittes soll es sein, die auszulagernden Leistungen möglichst genau zu umschreiben. 

Es ist durchaus denkbar (und kommt in der Praxis auch vor), diesen Abschnitt relativ generell zu gestalten (als Rahmenkontrakt) und zu vereinbaren, dass die zu erbringenden Leistungen innerhalb des Rahmenkontraktes z.B. jährlich in einer Jahresleistungsvereinbarung konkret festgelegt (bestellt) werden. Dies macht vorallem dann Sinn, wenn sich die Kantone vorbehalten wollen, unter Aufrechterhaltung des Rahmenkontraktes jährlich Schwerpunkte festzulegen. Entsprechend können in der Jahresleistungsvereinbarung auch Punkte wie die Abgeltung oder das Berichtswesen geregelt werden.

2.1
Leistungsbeschrieb / Leistungskatalog

Genauer Beschrieb der Leistung, die eingekauft wird. Dies kann sich auf mehrere Artikel erstrecken, eventuell lohnt sich auch ein Verweis auf einen Anhang. Mit Vorteil werden die Leistungen so konkret festgeschrieben, dass später keine Auslegungsfragen auftauchen (z.B. Verweis auf Gesetzesbestimmung [Leistung nach Art. 4 - 8 VKKG]; Festhalten, in welcher Qualität und Form die Leistung zu liefern ist, in welcher Zeit; Definition, des (Fach-)Personals, das die Leistung zu erbringen hat; etc.; eventuell auch Beschrieb des Verfahrensablaufes).
Denkbar ist auch, dass nicht alle Kantone dieselben Leistungen beziehen. In diesem Fall ist ein Vorbehalt in die Vereinbarung aufzunehmen („Kanton X bezieht einzig die Leistungen lit. a bis g“ oder auch „Kanton X bezieht zusätzlich die Leistung A“). 

2.2
Weitere Pflichten des Leistungserstellers
Der Leistungsersteller kann zu weiteren Pflichten angehalten werden. So kann z.B. verlangt werden, dass sein Personal bestimmte Qualifikationen aufweisen muss, dass die Infrastruktur Mindestanforderungen erfüllt, dass eine Qualitätssicherung eingeführt wird etc. 

Hier ist auch zu regeln, ob der Leistungsersteller exklusiv für die Kantone tätig ist oder ob er auch noch weitere Mandate Dritter annehmen kann. Wenn ja, unter welchen Bedingungen. 

2.3
Gleichstellung der Benutzer

In der Regel soll die Leistung allen Kantonen bzw. ihren Bürgern gleich zukommen. Es soll keine Bevorzugung von irgendwelchen Leistungsbezügern stattfinden. Falls dem nicht so sein sollte, hat dies in der Regel Auswirkungen auf die Abgeltung. 

2.4
Anwendbares Recht

Bei der Auslagerung von Aufgaben an Dritte dürfte es eher die Ausnahme darstellen, zur Frage des anwendbaren Rechts Stellung nehmen zu müssen. Immerhin ist die Frage der Haftung (einem Kanton entsteht aufgrund der Leistungsvereinbarung ein Schaden) stets genau zu prüfen.

3.
Organisatorisches

Wenn die Kantone eine Aufgabe auslagern, ist die Organisation der Aufgabenerfüllung grundsätzlich auch dem Leistungsersteller zu überlassen. Allenfalls können Rahmenbedingungen gesetzt werden, die dann aber in Ziffer 2.1 oder 2.2 zu regeln sind. Unter Ziffer 3 sind allenfalls organisatorische Fragen betreffend die Abwicklung der Vereinbarung zu regeln. 

3.1
Mitbestimmungsrecht der Kantone
Die Vertragsparteien können allfällige Mitbestimmungsrechte der Kantone vorsehen, die über das hinausgehen, was Ziffer 2 festhält. z.B. Einsitznahme in der Geschäftsführung des Leistungserstellers, oder Mitsprache bei der Anstellung des Personals etc. Allerdings ist Zurückhaltung geboten, wird doch bewusst ausgelagert und somit eine reduzierte Mitsprache bewusst in Kauf genommen.

3.2
Berichterstattung
Wird eine Aufgabe ausgelagert, sollte die Vereinbarung eine Berichterstattung vorsehen, worin der Leistungsersteller über all jene Punkte Rechenschaft ablegt, die den Auftraggebern eine Kontrolle ermöglichen (allgemeiner Tätigkeitsbericht sowie konkret über Leistungspflichten und Nebenpflichten, Kosten- und Leistungsrechnung etc.). Ebenso ist zu regeln, in welchem Rhythmus zu berichten ist und an wen der Bericht geht. 

4. 
Finanzielles

Im Abschnitt Finanzielles sind die Details betreffend die Abgeltung zu regeln. 

4.1
Kosten- und Leistungsrechnung

In der Regel ist der Leistungsersteller zur Führung einer Kosten- und Leistungsrechnung zu verpflichten. Dies ermöglicht eine genaue und faire Abgeltung sowie Kontrolle.

4.2
Abgeltung

Regelung der Abgeltung. Sie ist für jede Vereinbarung neu zu verhandeln (Standardisierung nur beschränkt möglich). Im Zentrum stehen dabei aber immer Lösungen wie die, dass gewisse Leistungen über einen Sockelbeitrag abgegolten werden (z.B. Infrastrukturbeitrag, allgemeine Öffentlichkeitsarbeit, Piketdienst, stand-by-Kosten, Weiterbildungspflicht etc.) und andere gemäss Leistungserfassung (eigentliche, fallbezogene Leistungen, Projektarbeit etc.). Mit Vorteil wird bereits in Ziffer 2.1 / 2.2 bezeichnet, ob eine Leistung via Sockelbeitrag oder nach Aufwand abgegolten wird.

Zu regeln ist sodann die Frage, ob der Leistungsersteller die Beiträge den Kantonen in Rechnung stellt oder z.B. von den Benutzern Gebühren erhebt und von den Kantonsbeiträgen in Abzug bringt, etc. Festzulegen sind ebenso die Zahlungsmodalitäten (einmal jährlich, in Raten, pro Leistungslieferung etc.). 
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Für die Abgeltung nach Aufwand ist festzulegen, zu welchem Stundenansatz welche Arbeiten entschädigt und welche Spesen wie vergütet werden. Feste Beträge (des Sockels und Stundenansätze) sind bei mehrjährigen Verträgen in der Regel zu indexieren:

4.3
Verhältnis zwischen den Vertragskantonen

Unter der Ziffer 4.2 wird einzig die Abgeltung des Leistungserstellers geregelt. Eine andere Frage ist, wie der Sockelbeitrag (oder auch die weitere Abgeltung, sofern die Rechnung an alle geht) unter den Kantonen verteilt wird oder wie allenfalls ein Standortvorteil oder -nachteil des Sitzkantons zu berücksichtigen ist. Dies ist in einer separaten Ziffer zu regeln.

Stellt der Leistungsersteller sämtliche Abgeltungen den Kantonen in Rechnung, kann die Vereinbarung auch eine Regelung betreffend die Überwälzung auf die Benutzer vorsehen (erheben die Kantone Gebühren, die gleichen oder je unterschiedliche bzw. wird es den Kantonen freigestellt etc.).

5.
Durchsetzung des Vertrages

5.1
Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien

Aufgaben im öffentlichen Interesse sind mittels öffentlich-rechtlicher Verträge auszulagern. Entsprechend ist auch das Streitverfahren zwischen den Parteien ein verwaltungsrechtliches. Beteiligen sich mehrere Kantone am Leistungskauf, ist unbedingt das Verfahren sowie der Gerichtsstand zu bezeichnen (nach dem Verfahrensrecht von welchem Kanton ist vor welchem Gericht Klage zu erheben?). 

5.2
Streitigkeiten zwischen beteiligten Kantonen, Streitschlichtung

Streitigkeiten zwischen Kantonen sind mittels staatsrechtlicher Klage vor dem Bundesgericht auszutragen (BV 189 Abs. 1 lit. d). Nach Möglichkeit ist davor aber eine Streitschlichtung vorzusehen (vgl. Ausführungen zum Neuen Finanzausgleich, wonach das Schlichtungsverfahren die Regel werden soll, Ziffer 15 Entwurf FAG). Nach Inkrafttreten des Vertrages über das Streitbeilegungsverfahren könnte die Norm wie folgt lauten: „Die Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Vereinbarungskantonen richtet sich nach dem Vertrag über das interkantonale Streitbeilegungsverfahren vom xx.xx.xxxx. Vorbehalten bleibt die Beurteilung durch das Bundesgericht gemäss Ziffer 189 Abs.1 lit. d BV.“

6.
Schlussbestimmungen

6.1
Inkrafttreten der Vereinbarung
Voraussetzungen, damit die Vereinbarung in Kraft treten kann (z.B. „Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung der verfassungsmässig zuständigen Organe aller Parteien.“). Eventuell benötigt sie auch der Zustimmung des Bundes oder einer anderen Stelle. Deshalb ist auch zu regeln, wer die Vereinbarung der Bundeskanzlei zur Kenntnis bringt. 

6.2
Geltungsdauer
Ist die Vereinbarung befristet oder unbefristet; wird sie bei befristeter Dauer eventuell automatisch verlängert. 

6.3
Kündigung

Kündbarkeit, Fristen und Termine; welche Wirkung hat eine Kündigung

6.4
Änderung der Vereinbarung
Grundsätzlich sind Vereinbarungen auf demselben Weg abzuändern wie neue Vereinbarungen entstehen. Will man davon abweichen oder sollen Änderungen bereits vorgesehen werden, können die Voraussetzungen und das Verfahren bereits hier niedergeschrieben werden. Z.B. Kompetenzdelegation an die Regierung, ein Departement oder ein Amt, gewisse Änderungen wie zu beschliessen, etc. 

6.5
Übergangsbestimmungen
Regelung allfälliger Übergangsbestimmungen, bis die Vereinbarung umfassend in Kraft und umgesetzt ist.

Datum, Unterschrift

Betrag  x  neuer Index
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